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 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Artikel 330 § 1 Absatz 4 des 

Zivilgesetzbuches, gestellt vom Appellationshof Brüssel. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten J. Spreutels und M. Bossuyt, und den Richtern 

E. De Groot, L. Lavrysen, A. Alen, J.-P. Snappe, J.-P. Moerman, E. Derycke, 

T. Merckx-Van Goey, P. Nihoul, F. Daoût und T. Giet, unter Assistenz des Kanzlers 

F. Meersschaut, unter dem Vorsitz des Präsidenten J. Spreutels, 

 

 verkündet nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

* 

*       * 
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  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 
 
 In seinem Entscheid vom 5. November 2012 in Sachen V.L. gegen M. B.H. und C.R., 
dessen Ausfertigung am 15. November 2012 in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen 
ist, hat der Appellationshof Brüssel folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt: 
 
 « Verstößt Artikel 330 § 1 Absatz 4 [des Zivilgesetzbuches] gegen die Artikel 22 und 
22bis der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, indem er einen absoluten Grund der Unzulässigkeit der Klage auf 
Anfechtung einer Vaterschaftsanerkennung, die vom biologischen Vater mehr als ein Jahr 
nach der Entdeckung seiner Vaterschaft eingereicht wird, einführt? ». 
 
(...) 
 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 
 
(...) 
 
 B.1.  Artikel 330 des Zivilgesetzbuches bestimmt: 
 
 « § 1.  Außer wenn das Kind den Besitz des Standes hinsichtlich der Person hat, die es 
anerkannt hat, kann die Anerkennung der Mutterschaft vom Vater, vom Kind, von der Frau, die 
das Kind anerkannt hat, und von der Frau, die die Mutterschaft hinsichtlich des Kindes für sich 
in Anspruch nimmt, angefochten werden. Außer wenn das Kind den Besitz des Standes 
hinsichtlich der Person hat, die es anerkannt hat, kann die Anerkennung der Vaterschaft von der 
Mutter, vom Kind, vom Mann, der das Kind anerkannt hat, und vom Mann, der die Vaterschaft 
hinsichtlich des Kindes für sich in Anspruch nimmt, angefochten werden. 
 
 Der Anerkennende und diejenigen, die die vorherigen Zustimmungen gegeben haben, die 
aufgrund von Artikel 329bis erforderlich sind oder in Artikel 329bis erwähnt sind, sind jedoch 
nur berechtigt, die Anerkennung anzufechten, wenn sie beweisen, dass ihre Zustimmung 
fehlerhaft gewesen ist. 
 
 Die Anerkennung kann nicht von denjenigen angefochten werden, die als Partei aufgetreten 
sind bei der Entscheidung, durch die die Anerkennung gemäß Artikel 329bis gestattet wurde, 
oder bei derjenigen, durch die die aufgrund dieses Artikels beantragte Nichtigkeitserklärung 
abgewiesen wurde. 
 
 Die Klage des Vaters, der Mutter oder der Person, die das Kind anerkannt hat, muss binnen 
einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass die Person, die das Kind anerkannt hat, nicht 
der Vater oder die Mutter ist, eingereicht werden; diejenige der Person, die die Abstammung für 
sich in Anspruch nimmt, muss binnen einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass sie der 
Vater oder die Mutter des Kindes ist, eingereicht werden; diejenige des Kindes muss frühestens 
an dem Tag, wo es das zwölfte Lebensjahr vollendet hat, und spätestens an dem Tag, wo es das 
zweiundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat, oder binnen einem Jahr nach der Entdeckung der 
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Tatsache, dass die Person, die es anerkannt hat, nicht sein Vater beziehungsweise nicht seine 
Mutter ist, eingereicht werden.  
 
 § 2.  Unbeschadet des Paragraphen 1 wird die Anerkennung für unwirksam erklärt, wenn 
mit allen rechtlichen Mitteln nachgewiesen worden ist, dass der Betreffende nicht der Vater oder 
die Mutter ist. 
 
 § 3.  Die Anfechtungsklage, die von der Person eingereicht wird, die behauptet, der 
biologische Vater beziehungsweise die biologische Mutter des Kindes zu sein, ist nur dann 
begründet, wenn die Vaterschaft beziehungsweise die Mutterschaft dieser Person festgestellt 
worden ist. Die Entscheidung, durch die dieser Anfechtungsklage stattgegeben wird, hat von 
Rechts wegen die Feststellung der Abstammung des Klägers zur Folge. Das Gericht überprüft, 
ob die Bedingungen von Artikel 332quinquies eingehalten worden sind. In Ermangelung dessen 
wird die Klage abgewiesen ». 
 
 B.2.1.  Die Vorabentscheidungsfrage bezieht sich auf Paragraph 1 Absatz 4 von Artikel 330 
des Zivilgesetzbuches. Der vorlegende Richter befragt den Gerichtshof zur Vereinbarkeit dieser 
Bestimmung mit den Artikeln 22 und 22bis der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, insofern er einen absoluten Grund der Unzulässigkeit 
der Klage auf Anfechtung einer Vaterschaftsanerkennung, die durch den biologischen Vater des 
Kindes mehr als ein Jahr nach der Entdeckung seiner Vaterschaft eingereicht werde, einführe. 
 
 B.2.2.  Aus dem Sachverhalt und der Begründung der Vorlageentscheidung geht hervor, 
dass die Streitsache vor dem vorlegenden Richter eine Klage auf Anfechtung einer väterlichen 
Anerkennung betrifft, die durch einen Mann eingereicht wurde, der die Abstammung für sich in 
Anspruch nimmt, dass die biologische Vaterschaft dieses Mannes erwiesen ist, dass der 
vorlegende Richter jedoch der Auffassung ist, dass die Frist eines Jahres, innerhalb deren dieser 
Mann die Anfechtungsklage habe einreichen müssen, verstrichen sei, da hinlänglich erwiesen 
sei, dass dieser Mann die Ergebnisse eines Vaterschaftstests mehr als ein Jahr vor dem 
Einreichen seiner Klage zur Kenntnis genommen habe. Die Bestimmung des Zeitpunktes, zu 
dem eine Person feststellt, dass sie der Vater des Kindes ist, gehört zum Zuständigkeitsbereich 
des Tatsachenrichters, der diesbezüglich eine breite Ermessensbefugnis besitzt. 
 
 B.3.1.  Artikel 22 der Verfassung bestimmt: 
 
 « Jeder hat ein Recht auf Achtung vor seinem Privat- und Familienleben, außer in den Fällen 
und unter den Bedingungen, die durch Gesetz festgelegt sind. 
 
 Das Gesetz, das Dekret oder die in Artikel 134 erwähnte Regel gewährleistet den Schutz 
dieses Rechtes ». 
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 Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention bestimmt: 
 
 « (1)  Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 
Wohnung und ihrer Korrespondenz. 
 
 (2)  Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff 
gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale 
oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum 
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer ». 
 
 Aus den Vorarbeiten zu Artikel 22 der Verfassung geht hervor, dass der Verfassungsgeber 
« eine möglichst weitgehende Übereinstimmung mit Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention [angestrebt hat], um jegliche Streitigkeiten über den Inhalt dieses 
Verfassungsartikels sowie den Inhalt von Artikel 8 der Konvention zu vermeiden » (Parl. Dok., 
Kammer, 1992-1993, Nr. 997/5, S. 2). 
 
 B.3.2.  Artikel 22bis der Verfassung bestimmt: 
 
 « Jedes Kind hat ein Recht auf Achtung vor seiner moralischen, körperlichen, geistigen und 
sexuellen Unversehrtheit. 
 
 Jedes Kind hat das Recht, sich in allen Angelegenheiten, die es betreffen, zu äußern; seiner 
Meinung wird unter Berücksichtigung seines Alters und seines Unterscheidungsvermögens 
Rechnung getragen. 
 
 Jedes Kind hat das Recht auf Maßnahmen und Dienste, die seine Entwicklung fördern. 
 
 Das Wohl des Kindes ist in allen Entscheidungen, die es betreffen, vorrangig zu 
berücksichtigen. 
 
 Das Gesetz, das Dekret oder die in Artikel 134 erwähnte Regel gewährleistet diese Rechte 
des Kindes ». 
 
 Absatz 4 dieser Bestimmung, der sich auf das Interesse des Kindes bezieht, ist ebenso wie 
die Absätze 2, 3 und 5 aus der Verfassungsrevision vom 22. Dezember 2008 hervorgegangen, 
die bezweckte, die verfassungsmäßige Anerkennung der Rechte des Kindes auf das 
auszudehnen, was das Wesentliche des Übereinkommens über die Rechte des Kindes darstellt 
(Parl. Dok., Senat, 2004-2005, Nr. 3-265/3, S. 41). 
 
 Artikel 3 Absatz 1 dieses Übereinkommens bestimmt: 
 
 « Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder 
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Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der 
vorrangig zu berücksichtigen ist ». 
 
 Sowohl Artikel 22bis Absatz 4 der Verfassung als auch Artikel 3 Absatz 1 des 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes schreiben den Gerichten vor, vorrangig das 
Interesse des Kindes in den Verfahren, die es betreffen, zu berücksichtigen. Artikel 22bis 
Absatz 5 der Verfassung erteilt im Übrigen dem zuständigen Gesetzgeber den Auftrag zu 
gewährleisten, dass das Interesse des Kindes vorrangig berücksichtigt wird. 
 
 B.4.  Das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, so wie es durch die 
vorerwähnten Bestimmungen gewährleistet wird, dient im Wesentlichen dazu, die Personen 
gegen Einmischungen in ihr Privatleben und ihr Familienleben zu schützen. 
 
 Artikel 22 Absatz 1 der Verfassung schließt ebenso wie Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention eine behördliche Einmischung in das Recht auf Achtung des 
Privatlebens nicht aus, verlangt jedoch, dass eine ausreichend präzise Gesetzesbestimmung 
vorgesehen wird, die einem zwingenden gesellschaftlichen Bedarf entspricht, und dass sie im 
Verhältnis zu der damit angestrebten gesetzmäßigen Zielsetzung steht. Diese Bestimmungen 
beinhalten außerdem die positive Verpflichtung für die Behörden, Maßnahmen zu ergreifen, die 
eine tatsächliche Achtung des Privat- und Familienlebens gewährleisten, selbst in der Sphäre der 
gegenseitigen Beziehungen zwischen Einzelpersonen (EuGHMR, 27. Oktober 1994, Kroon u.a. 
gegen Niederlande, § 31). 
 
 B.5.  Die Verfahren bezüglich der Feststellung oder Anfechtung der Abstammung 
väterlicherseits wirken sich auf das Privatleben des Klägers aus, weil der Sachbereich der 
Abstammung bedeutende Aspekte der persönlichen Identität beinhaltet (EuGHMR, 
28. November 1984, Rasmussen gegen Dänemark, § 33; 24. November 2005, Shofman gegen 
Russland, § 30; 12. Januar 2006, Mizzi gegen Malta, § 102; 16. Juni 2011, Pascaud gegen 
Frankreich, §§ 48-49; 21. Juni 2011, Kruškoviæ gegen Kroatien, § 20; 22. März 2012, Ahrens 
gegen Deutschland, § 60; 12. Februar 2013, Krisztián Barnabás Tóth gegen Ungarn, § 28). 
 
 Die fragliche Regelung zur Anfechtung einer väterlichen Anerkennung gehört daher zum 
Anwendungsbereich von Artikel 22 der Verfassung und von Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. 
 
 B.6.1.  Der Gesetzgeber verfügt über einen Ermessensspielraum, um bei der Ausarbeitung 
einer Gesetzesregelung, die eine behördliche Einmischung in das Privatleben beinhaltet, ein 
faires Gleichgewicht zwischen den gegenseitigen Interessen des Einzelnen und der Gesellschaft 
insgesamt zu berücksichtigen (EuGHMR, 26. Mai 1994, Keegan gegen Irland, § 49; 27. Oktober 
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1994, Kroon u.a. gegen Niederlande, § 31; 2. Juni 2005, Znamenskaya gegen Russland, § 28; 
24. November 2005, Shofman gegen Russland, § 34; 20. Dezember 2007, Phinikaridou gegen 
Zypern, §§ 51 bis 53). 
 
 Dieser Ermessensspielraum des Gesetzgebers ist jedoch nicht unbegrenzt; zur Beurteilung 
dessen, ob eine Gesetzesregelung mit dem Recht auf Achtung des Privatlebens vereinbar ist, 
muss geprüft werden, ob der Gesetzgeber ein faires Gleichgewicht zwischen allen beteiligten 
Rechten und Interessen gefunden hat. Dies setzt voraus, dass der Gesetzgeber nicht nur zwischen 
den Interessen des Einzelnen und denjenigen der Gesellschaft insgesamt abwägt, sondern auch 
zwischen den sich widersprechenden Interessen der betroffenen Personen (EuGHMR, 6. Juli 
2010, Backlund gegen Finnland, § 46; 15. Januar 2013, Laakso gegen Finnland, § 46; 29. Januar 
2013, Röman gegen Finnland, § 51), da sonst die Gefahr besteht, eine Maßnahme zu ergreifen, 
die nicht im Verhältnis zu den angestrebten gesetzlichen Zielen steht. Diese Abwägung der 
Interessen müsste grundsätzlich dazu führen, dass die biologische und soziale Wirklichkeit 
Vorrang gegenüber einer gesetzlichen Vermutung hat, wenn die Letztere im absoluten 
Widerspruch zu den festgestellten Fakten und den Wünschen der Betroffenen stehen würde 
(EuGHMR, 27. Oktober 1994, Kroon u.a. gegen Niederlande, § 40; 24. November 2005, 
Shofman gegen Russland, § 44; 10. Oktober 2006, Paulik gegen Slowakei, § 46). 
 
 B.6.2.  Bei der Festlegung einer gesetzlichen Regelung in Bezug auf die Abstammung muss 
der Gesetzgeber es den zuständigen Behörden ermöglichen, in concreto die Interessen der 
verschiedenen betroffenen Personen gegeneinander abzuwägen, da er sonst Gefahr läuft, eine 
Maßnahme zu ergreifen, die nicht im Verhältnis zu den angestrebten rechtmäßigen 
Zielsetzungen stehen würde. 
 
 Sowohl Artikel 22bis Absatz 4 der Verfassung als auch Artikel 3 Absatz 1 des 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes schreiben den Gerichten vor, vorrangig die 
Interessen des Kindes in den Verfahren, die es betreffen, zu berücksichtigen, und hierzu gehören 
auch die Verfahren über die Feststellung der Abstammung. 
 
 Auch wenn die Interessen des Kindes von vorrangiger Bedeutung sind, haben sie dennoch 
keine absolute Geltung. Bei der Abwägung der verschiedenen beteiligten Interessen nehmen die 
Interessen des Kindes eine besondere Stellung ein, weil es die schwache Partei in den 
Familienbeziehungen ist. Diese Sonderstellung ermöglicht es dennoch nicht, die Interessen der 
anderen beteiligten Parteien nicht auch zu berücksichtigen. 
 
 B.6.3.  Bezüglich der Fristen im Abstammungsrecht geht der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte davon aus, dass die Einführung von Fristen an sich nicht im Widerspruch zu 
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Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention steht; nur die Beschaffenheit einer 
solchen Frist kann als im Widerspruch dazu stehend angesehen werden (EuGHMR, 6. Juli 2010, 
Backlund gegen Finnland, § 45; 15. Januar 2013, Laakso gegen Finnland, § 45; 29. Januar 2013, 
Röman gegen Finnland, § 50). 
 
 B.7.  Die Ruhe der Familien und die Rechtssicherheit der Verwandtschaftsverhältnisse 
einerseits und das Interesse des Kindes andererseits sind legitime Ziele, von denen der 
Gesetzgeber ausgehen kann, um eine unbegrenzte Möglichkeit zur Anfechtung der Vaterschaft 
zu verhindern, so dass der Gesetzgeber Zulässigkeitsbedingungen wie den « Besitz des Standes » 
und Ausschlussfristen einführen konnte. Diesbezüglich ist es relevant, der biologischen Realität 
nicht a priori den Vorrang gegenüber der sozialaffektiven Wirklichkeit der Vaterschaft 
einzuräumen. 
 
 B.8.1.  Die fragliche Bestimmung erhielt ihre heutige Fassung durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 1. Juli 2006 zur Abänderung der Bestimmungen des Zivilgesetzbuches mit Bezug auf die 
Feststellung der Abstammung und deren Wirkungen. Unter der früheren Regelung verfügten alle 
Interessehabenden über eine Frist von dreißig Jahren, die ab der Erstellung der 
Anerkennungsurkunde lief. 
 
 B.8.2.  Mit der Änderung dieser Regelung hat der Gesetzgeber zwei Ziele verfolgt: 
Einerseits bezweckte er, « den Familienkern des Kindes möglichst zu schützen […], indem 
Fristen für das Einreichen der Klage festgelegt werden » (Parl. Dok., Kammer, 2004-2005, 
DOC 51-0597/026, S. 6), und andererseits, einen möglichst weitgehenden Parallelismus 
zwischen dem Verfahren auf Anfechtung der Vaterschaftsvermutung und dem Verfahren auf 
Anfechtung der väterlichen Anerkennung zu schaffen (Parl. Dok., Senat, 2004-2005, 
Nr. 3-1402/7, SS. 51-52). 
 
 Das Verfahren auf Anfechtung der Vaterschaftsvermutung wird nämlich durch Artikel 318 
des Zivilgesetzbuches geregelt. Bezüglich der Ausschlussfrist für das Einreichen dieser Klage 
bestimmt Artikel 318 § 2 Absatz 1 des Zivilgesetzbuches: 
 
 « Die Klage der Mutter muss binnen einem Jahr nach der Geburt eingereicht werden. Die 
Klage des Ehemannes muss binnen einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass er nicht 
der Vater des Kindes ist, diejenige der Person, die die Vaterschaft für sich in Anspruch nimmt, 
binnen einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass er der Vater des Kindes ist, und 
diejenige des Kindes frühestens an dem Tag, wo es das zwölfte Lebensjahr vollendet hat, und 
spätestens an dem Tag, wo es das zweiundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat, oder binnen 
einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass der Ehemann nicht sein Vater ist, eingereicht 
werden ». 
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 Die Klage auf Anfechtung der Vaterschaftsvermutung muss also durch den Mann, der die 
Vaterschaft des Kindes für sich in Anspruch nimmt, innerhalb eines Jahres nach der Entdeckung 
der Tatsache, dass er der Vater ist, eingereicht werden. 
 
 B.9.  Die fragliche Bestimmung führt keinen absoluten Grund der Unzulässigkeit der Klage 
auf Anfechtung einer Vaterschaftsanerkennung ein, sondern legt eine Frist zum Einreichen einer 
Klage auf Anfechtung der Vaterschaft fest, was gerechtfertigt ist durch das Bemühen, 
Rechtssicherheit und eine endgültige Beschaffenheit der Familienbeziehungen zu gewährleisten. 
 
 In Artikel 330 § 1 des Zivilgesetzbuches ist auch die Möglichkeit für das Kind vorgesehen, 
eine solche Klage zwischen dem Alter von zwölf Jahren und zweiundzwanzig Jahren oder 
binnen einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass die Person, die es anerkannt hat, nicht 
sein Vater beziehungsweise nicht seine Mutter ist, einzureichen.  
 
 B.10.  Indem darin festgelegt ist, dass die Klage auf Anfechtung einer väterlichen 
Anerkennung, die von der Person, die die Abstammung für sich in Anspruch nimmt, erhoben 
wird, binnen einem Jahr nach der Entdeckung der Tatsache, dass sie der Vater des Kindes ist, 
eingereicht werden muss, ist Artikel 330 § 1 Absatz 4 des Zivilgesetzbuches nicht unvereinbar 
mit den Artikeln 22 und 22bis der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. 
 
 B.11.  Die Vorabentscheidungsfrage ist verneinend zu beantworten. 
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 Aus diesen Gründen: 
 
 Der Gerichtshof 
 
 erkennt für Recht: 
 
 Artikel 330 § 1 Absatz 4 des Zivilgesetzbuches verstößt nicht gegen die Artikel 22 und 
22bis der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention, 
indem er vorschreibt, dass die Klage auf Anfechtung einer väterlichen Anerkennung, die von der 
Person, die die Abstammung für sich in Anspruch nimmt, erhoben wird, binnen einem Jahr nach 
der Entdeckung der Tatsache, dass sie der Vater des Kindes ist, eingereicht werden muss. 
 
 Verkündet in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 
Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, in der öffentlichen Sitzung 
vom 17. Oktober 2013. 
 
 
 
Der Kanzler, Der Präsident, 
 
 
(gez.) F. Meersschaut (gez.) J. Spreutels 
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